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Der weltweit erste Atomwaffen-Einsatz am 6. August 1945, 8.16 h Ortszeit, durch die US--
amerikanische Kriegsführung war ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Etwa 92.000 Menschen 
starben sofort, 130.000 weitere Menschen starben bis zum Jahresende an den Folgeschäden. 80% 
der Stadt wurden zerstört. Am 9. August warfen die US-Amerikaner die zweite Bombe auf die Stadt 
Nagasaki ab, die um 12 Uhr mittags detonierte und beinahe die doppelte Sprengkraft der ersten Bom-
be hatte. 
Für diese Verbrechen gibt es keine Entschuldigung, auch militärisch-strategische Rechtfertigungen, 
wie sie damals vorgetragen wurden, sind zu verurteilen. 
Das unvorstellbare Leid der damals betroffenen Menschen, der Schrecken derer die Augen-Zeugen 
waren und überlebten, ist für uns heute eine Mahnung: 
 
Frieden ist die Bedingung des Überlebens im Zeitalter der Massenvernichtungswaffen. 
Diese Waffen sind zu ächten. Allseitige Abrüstung ist nötig. 
Das Verbrechen gegen Hiroshima und Nagasaki darf sich niemals wiederholen, nie wieder 
Krieg! 
 
Dafür setzen wir, der Bund der Religiösen Sozialistinnen und Sozialisten Deutschlands 
(BRSD), seit 1919 Bündnisorganisation innerhalb der Friedensbewegung, uns mit all unseren 
Kräften ein. 
Insgesamt gab es im Januar 2019 schätzungsweise 13.865 Atomwaffen auf der Welt, wie aus dem 
SIPRI-Jahresbericht 2019 hervorgeht . Der Ausstieg der USA und Russlands aus dem INF-Vertrag 
(Verbot von Kurz- und Mittelstreckenraketen in Europa) lässt die Angst vor Neustationierungen von 
Nuklearwaffen auf unserem Kontinent steigen. Die unberechenbare Außenpolitik der Trump-
Administration und der Rückzug der USA aus dem Iran-Deal (zur Verhinderung iranischer Atomwaf-
fen) führen leider weltweit zu verstärkter Aufrüstung. Dabei wird tatsächlich die Einführung von Atom-
waffen in Deutschland als Atomschirm der Europäischen Union diskutiert.  
Eine kleine Anzahl von Atomexplosionen führt Länder übergreifend zum so genannten „Nuklearen 
Winter“, in dem es keine Sonneneinstrahlung mehr gibt und Hungersnöte ausbrechen werden. Die 
Welt ist schon öfter knapp vor einer nuklearen Katastrophe durch Irrtum oder Unfall gestanden. Unweit 
der südlichen Grenze in Aviano (It) sind US-Atomwaffen stationiert, ebenso im deutschen Büchel. 
Niemand kann hier sagen, es betrifft uns nicht. 
Jede einzelne dieser Atomwaffen hat die Zerstörungskraft von mehreren Hiroshima-Bomben. 
Sie tragen nicht zu unserer Sicherheit bei! Ganz im Gegenteil, sie ziehen Gelder ab, die wir z.B. im 
Umwelt- und im sozialen Bereich benötigen. 
Wenn Deutschland weiterhin an Atomwaffen festhält, können wir andere Länder nicht glaubwürdig 
überzeugen, auf Atomwaffen zu verzichten.  
Bei den zahlreichen Aktionen zum Hiroshima-/Nagasakitag fordert das "Netzwerk Friedenskooperati-
ve" den umgehenden Abzug dieser Atomwaffen als ersten Schritt hin zu einem atomwaffenfreien Eu-
ropa. Notwendig dafür ist die Kündigung des Stationierungs-Abkommens zwischen der Bundesregie-
rung und der US-Regierung. 
Denn auf dem Fliegerhorst Büchel (Eifel) lagern noch immer ca. 20 US-Atomwaffen. In den kommen-
den Jahren ist geplant, diese durch weiter entwickelte und zielgenauere Typen zu ersetzen, womit die 
Hemmschwelle für einen Atomwaffeneinsatz sinkt. Dies ist eine klare nukleare Aufrüstung, die von der 
deutschen Regierung unterstützt wird, und an der sich Deutschland finanziell beteiligen soll. Internati-
onal stützt die Bundesregierung die ablehnende Haltung der Atomwaffenstaaten gegenüber einem 
Verbotsvertrag, der von der Mehrheit der UNO-Staaten angestrebt wird. 



2 

 

Alle Atomwaffen-Staaten planen die Modernisierung ihrer Atomwaffen-Arsenale. Damit wächst die 
Möglichkeit einer atomaren Eskalation zwischen den Großmächten USA und Russland und zwischen 
der wachsenden Zahl von Atomwaffen-Staaten.                                              
Eine große Mehrheit der in der UNO versammelten Staaten forciert aber einen Atomwaffen-
Verbotsvertrag. Der 2017 von der UNO beschlossene Atomwaffenverbots-Vertrag tritt neun Monate 
nach Hinterlegung der 50. Ratifikationsurkunde in Kraft. Mit Ende Mai 2019 haben 70 Staaten unter-
schrieben und 23 ratifiziert. Die Zivilgesellschaft muss Druck auf die Nichtunterzeichner ausüben, 
damit der Vertrag gültig wird. 
Wir müssen deshalb jetzt deutlich machen: Sobald der Vertrag in Kraft tritt, verstoßen  nukleare Teil-
habe und die Lagerung der Atomwaffen in Büchel gegen Völkerrecht. 
Für den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland sprach sich zwar  der Bundestag bereits 2010 frakti-
onsübergreifend  aus, geschehen ist seitdem aber nichts. 
Wie eine Juli 2018 veröffentlichte Umfrage herausfand, sind mehr als zwei Drittel aller Bundesbür-
ger(innen) für einen Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland sowie für den Beitritt Deutschlands 
zum Atomwaffenverbotsvertrag. Statt auf die eigene Bevölkerung zu hören, stützt die Bundesregie-
rung die immer gefährlicher werdende Atomwaffenpolitik der Atommächte. Ein fatale Entscheidung, 
mit der sich die Regierung sowohl gegen die Mehrheit der Staaten, als auch gegen die Mehrheit der 
eigenen Bevölkerung stellt. 
 
Wir fordern die Bundesregierung auf: 
 
Entsprechen Sie dem Wunsch der überwältigenden Mehrheit der Bundesbürger(innen) und zeigen Sie 
Verantwortung und Weitsicht, denn Atomwaffen und die Androhung ihres Einsatzes sind nach einem 
Gutachten des internationalen Gerichtshofes völkerrechtswidrig. 
• Verhindern Sie die nukleare Aufrüstung in Deutschland! 
• Setzen Sie sich tatkräftig für den Abzug der Atomwaffen aus Büchel ein! 
• Unterstützen Sie auf allen Ebenen diplomatische Schritte für ein Verbot von 
Atomwaffen! 

Wir unterstützen dazu alle Aktionen im Gedenken an die Opfer der Atombombenabwürfe in 
vielen Städten in Deutschland und weltweit. 
Mit der Kampagne „unsere zukunft – atomwaffenfrei“ – einem Zusammenschluss von über 
40 unabhängigen Organisationen in Deutschland – fordern wir einen wegweisenden Beitrag 
Deutschlands zu einer atomwaffenfreien Welt. Die Mitarbeit an der Einsatzplanung von 
Atomwaffen muss eingestellt und der Abzug aller Atomwaffen aus Deutschland veranlasst 
werden. Es dürfen keine Kampfbomber und Soldaten für den Einsatz von Atomwaffen 
bereitgestellt werden. Das Ziel der Kampagne ist, erklären zu können: Deutschland ist 
atomwaffenfrei: Wir haben die nukleare Teilhabe beendet, als Schritt zu einer von Atomwaffen freien 
Welt. 
Am 7. Juli 2017 haben etwa 200 Bürgermeister vor ihren Rathäusern ein sichtbares Zeichen für eine 
friedliche Welt ohne Atomwaffen gesetzt, indem sie die Flagge des weltweiten Städtebündnisses 
„Bürgermeister für den Frieden“ (Mayors for Peace) gehisst haben. Das Netzwerk fordert mit dem 
Flaggentag den Verhandlungsbeginn für ein ausnahmsloses Verbot von Atomwaffen. Der Flaggentag 
erinnert an den 20. Jahrestag des Rechts-Gutachtens des Internationalen Gerichtshofes vom 8. Juli 
1996. Darin heißt es, dass die Androhung und der Einsatz von Atomwaffen gegen internationales 
Recht und gegen Prinzipien des humanitären Völkerrechts verstoßen. Darüber hinaus hat der IGH die 
völkerrechtlich verbindliche Verhandlungspflicht zur Realisierung vollständiger atomarer Abrüstung 
festgestellt. 
Der Internationale Versöhnungsbund. Deutscher Zweig hat die Evangelischen Landeskirchen bzw. die 
Evangelische Kirche in Deutschland aufgerufen: 
Sie möchten die Bundesregierung bitten, durch Beschluss des Deutschen Bundestages 
folgenden Artikel ins Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland einzufügen: "Atomare, 
biologische und chemische Waffen sind geächtet. Die Herstellung, Lagerung, Androhung und 
Anwendung dieser Waffen sind verboten." 
 
„Begründung 
Atomare, biologische und chemische Waffen sind Massenvernichtungswaffen. Biologische 
Waffen sind auf Grund der Konvention vom 10. April 1972 geächtet; alle fünf Jahre finden 
Überprüfungskonferenzen statt. Chemische Waffen sind auf Grund der Konvention vom 
13.1.1993 geächtet. Die Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW) mit Sitz in 
Den Haag überwacht die Einhaltung der Konvention. 

https://www.icanw.de/neuigkeiten/umfrage-deutsche-wollen-abzug-der-atomwaffen/
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Der Internationale Gerichtshof hat in seinem Gutachten vom 9. Juli 1996 bezüglich Atomwaffen be-
funden: ‚Ihre Vernichtungskraft kann weder in Raum noch Zeit eingedämmt werden. Wie können die 
gesamte Zivilisation und das gesamte Ökosystem des Planeten zerstören.’ (IGH-Rechtsgutenachten 
Nr. 78, Ziffer 35; in: IALANA, Hrsg.: Atomwaffen vor dem Internationalen Gerichtshof, Münster 1997, 
S. 45). 
 
Die Androhung und Anwendung von Atomwaffen verletzten die Regeln, die dem Einsatz von 
Waffen nach völkerrechtlichen Grundsätzen entsprechen (vgl. IGH-Rechtsgutachten Nr. 78, 
Ziffern 77ff; 88ff), 
- da sie unterschiedslos Zivilisten wie Soldaten betreffen; 
- keine unzumutbare Grausamkeiten ausschließen; 
- keinen Schutz vor langfristigen und weitreichenden schädigenden Auswirkungen für Mensch und    
  Mitwelt gewährleisten und 
- keine Achtung neutraler Staaten ermöglichen.  
 
Diese Massenvernichtungswaffen stehen im Widerspruch zu zentralen Aussagen christlichen 
Glaubens, wie sie im Apostolischen Glaubensbekenntnis von der weltweiten Christenheit 
bekannt werden: 
- Die Schöpfung wird insgesamt bedroht; der Mensch ist stattdessen aufgerufen zu ‚bebauen 
und zu bewahren’, was menschliches Leben sättigt. 
- Die Versöhnung durch Jesus Christi wird geleugnet, indem einer Abschreckung vertraut 
wird, die auf Angst beruht; wir sind stattdessen aufgerufen den Frieden in Christus zu 
bezeugen. 
- Der verändernden Kraft des Heiligen Geistes wird jedes Vertrauen entzogen, indem im 
möglichen Feind das gesehen wird, was für immer vernichtet und auf Generationen hin 
geschädigt werden soll; stattdessen befreit der Heilige Geist dazu umzukehren und Wege zu 
einer gemeinsamen Zukunft zu finden. 
Die Ächtung der atomaren, biologischen und chemischen Waffen trägt sowohl dem 
Völkerrecht wie dem christlichen Glauben Rechnung, indem so ein Beitrag dazu geleistet 
wird, Leben zu schützen und die Möglichkeit Leben zu schützen auch weiterhin dadurch 
mit ermöglicht werden soll.“ 
Soweit der Versöhnungsbund, dessen Unterstützung bei dieser Forderung wir empfehlen. 
 
Auch der Friedensbeauftragte des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Renke 
Brahms, hat die Bundesregierung aufgefordert, dem von 122 Staaten beschlossenen Atomwaffenver-
botsvertrag beizutreten. 
 
Die Welt braucht international anerkanntes Recht und den Internationalen Gerichtshof zur friedlichen 
Beilegung von Konflikten, zugleich zur Bestrafung von Kriegsverbrechen.  
Christinnen und Christen sind aufgerufen, in Dankbarkeit für das Geschenk des Lebens die 
Schöpfung zu bewahren, „Ehrfurcht vor dem Leben“ (Albert Schweitzer) zu haben. 
 
Wir danken allen Friedensfreundinnen und Friedensfreunden, darunter der Hiroshima-Gruppe Wien, 
der Wiener Friedensbewegung und Pax Christi Wien, dass sie der Opfer gedenken und zum Frieden 
mahnen. 
 
Herford, 04.08.2019 Dr.h.c.,Reinhard Gaede Vorsitzender, kommissarischer Sprecher des Bundes der 

Religiösen Sozialist(inn)en Deutschlands E.V. gegründet 1919/1926  

  

  

 

 

 

 


